
 
Beschlussempfehlung und Bericht  
des Rechts- und Integrationsausschusses 
zu dem Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
für ein Sechstes Gesetz zur Verlängerung der Geltungsdauer  
und Änderung befristeter Rechtsvorschriften 
Drucksache 18/4130 

hierzu: 

Änderungsantrag 
der Fraktionen der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 18/4355 

Änderungsantrag 
der Fraktionen der CDU und der FDP 
Drucksache 18/4377 
 
 
 
A. Beschlussempfehlung 
 
 Der Rechts- und Integrationsausschuss empfiehlt dem Plenum mit 

den Stimmen von CDU und FDP gegen die Stimmen von SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und DIE LINKE, den Gesetzent-
wurf unter Berücksichtigung des Änderungsantrags Drucks. 
18/4377 - und damit in der aus der Anlage ersichtlichen Fassung - 
in zweiter Lesung anzunehmen. 

 
B. Bericht 
 
 1. Der Gesetzentwurf war dem Rechts- und Integrationsaus-

schuss, federführend, sowie dem Kulturpolitischen Ausschuss 
und dem Sozialpolitischen Ausschuss, beteiligt, in der 77. Ple-
narsitzung am 8. Juni 2011 überwiesen worden. 

 
 2. Der Sozialpolitische Ausschuss hat in seiner Sitzung am 11. 

August 2011 den Gesetzentwurf beraten und dem federführen-
den Rechts- und Integrationsausschuss mit den Stimmen von 
CDU und FDP gegen die Stimmen von SPD, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und DIE LINKE die Annahme des Gesetzent-
wurfs empfohlen. 

 
  Zuvor lehnte der Sozialpolitische Ausschuss mit den Stimmen 

von CDU und FDP gegen die Stimmen von SPD, BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN und DIE LINKE den Antrag ab, dem 
Rechts- und Integrationsausschuss die Durchführung einer An-
hörung zu Art. 7 und 13 des Gesetzentwurfs zu empfehlen. 

 
 3. Der Kulturpolitische Ausschuss hat in seiner Sitzung am 18. 

August 2011 den Gesetzentwurf beraten und dem federführen-
den Rechts- und Integrationsausschuss mit den Stimmen von 
CDU und FDP gegen die Stimmen von BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und DIE LINKE bei Enthaltung der SPD die An-
nahme des Gesetzentwurfs vorgeschlagen. 
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  Zuvor lehnte der Kulturpolitische Ausschuss mit den Stimmen 
von CDU und FDP gegen die Stimmen von SPD, BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN und DIE LINKE den Antrag ab, dem 
Rechts- und Integrationsausschuss die Durchführung einer An-
hörung zu Art. 17 des Gesetzentwurfs zu empfehlen. 

 
 4. Der Rechts- und Integrationsausschuss hat den Gesetzentwurf 

in seiner Sitzung am 31. August 2011 beraten und die unter A 
wiedergegebene Beschlussempfehlung an das Plenum ausge-
sprochen. 

 
  Zuvor hat der Rechts- und Integrationsausschuss den Ände-

rungsantrag Drucks. 18/4377 mit den Stimmen von CDU und 
FDP bei Enthaltung der SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der LINKEN angenommen. 

 
  Der Änderungsantrag der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN, Drucks. 18/4355, wurde mit den Stimmen von CDU 
und FDP gegen die Stimmen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und DIE LINKE abgelehnt. 

 
  Die Anträge, zu einzelnen Artikeln Anhörungen durchzufüh-

ren, wurden abgelehnt: 
  Zu Art. 1: CDU, FDP gegen SPD, GRÜNE, LINKE 
  Zu Art. 3: CDU, FDP gegen SPD, LINKE, Enth. GRÜNE 
  Zu Art. 7: CDU, FDP gegen SPD, GRÜNE, LINKE  
  Zu Art. 13: CDU, FDP gegen SPD, GRÜNE, LINKE  
  Zu Art. 14: CDU, FDP, GRÜNE gegen SPD, LINKE  
  Zu Art. 17: CDU, FDP gegen SPD, GRÜNE, LINKE  
 
 
Wiesbaden, 31. August 2011 
 
Berichterstatter: Ausschussvorsitzender: 
Ismail Tipi Dr. Frank Blechschmidt 
 
 
 
 
Anlage 



Sechstes Gesetz 
zur Verlängerung der Geltungsdauer und  
Änderung befristeter Rechtsvorschriften 

 
Vom 

 
 

Artikel 11 
Änderung des Verkündungsgesetzes 

 
In § 10 des Verkündungsgesetzes vom 2. November 1971 
(GVBl. I S. 258), zuletzt geändert durch Gesetz vom 4. De-
zember 2006 (GVBl. I S. 619), wird die Angabe "2011" 
durch "2016" ersetzt. 
 
 

Artikel 22 
Änderung des Hessischen Ausführungsgesetzes zum  

Sozialgerichtsgesetz 
 
Das Hessische Ausführungsgesetz zum Sozialgerichtsgesetz 
in der Fassung vom 26. Juli 1989 (GVBl. I S. 226), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 24. November 2009 (GVBl. I 
S. 422), wird wie folgt geändert: 
 
1. In § 6 Abs. 1 wird nach Satz 1 folgender Satz einge-

fügt: 
 
 „Die Landesregierung kann durch Rechtsverordnung 

die Geschäfte der Dienstaufsicht der Präsidentin oder 
dem Präsidenten des Landessozialgerichts und der 
Präsidentin oder dem Präsidenten, der Direktorin oder 
dem Direktor des Sozialgerichts übertragen.“ 

 
2. § 9 wird wie folgt gefasst: 

 "§ 9 

 Vollstreckungsbehörden im Sinne des § 200 Abs. 2 
Satz 2 des Sozialgerichtsgesetzes in der Fassung vom 
23. September 1975 (BGBl. I S. 2535), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 24. März 2011 (BGBl. I 
S. 453), sind für die Vollstreckung zugunsten 

 1. einer Landesbehörde die Finanzämter, 

 2. einer nicht bundesunmittelbaren Körperschaft oder 
Anstalt des öffentlichen Rechts die nach den lan-
desrechtlichen Vorschriften über das Verwaltungs-
zwangsverfahren wegen Beitreibung von Geldbe-
trägen zuständigen Stellen; unterliegt die Körper-
schaft der Vollstreckungsbehörde selbst der Voll-
streckung, so bestimmt die Aufsichtsbehörde die 
zuständige Vollstreckungsbehörde." 

 
3. In § 10 Satz 1 wird nach dem Wort "Justizbeitrei-

bungsordnung" die Angabe "in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 365-1, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2258)," einge-
fügt. 

 
4. In § 11 Satz 2 wird die Angabe "2011" durch "2013" 

ersetzt. 
 
 

                                                  
1 Ändert GVBl. II 15-7 
2 Ändert GVBl. II 213-1 
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Artikel 33 
Änderung des Hessischen Richtergesetzes 

 
Das Hessische Richtergesetz in der Fassung vom 11. März 
1991 (GVBl. I S. 54), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
25. November 2010 (GVBl. I S. 410), wird wie folgt geän-
dert: 
 
1. In § 7 Abs. 3 wird die Angabe "§ 7 Abs. 3 des Hessi-

schen Richtergesetzes" durch "Abs. 3" und die Anga-
be "§ 7 Abs. 8" durch "Abs. 6" ersetzt. 

 
2. In § 7g Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 wird das Wort "ersten" 

durch die Wörter "staatlichen Pflichtfachprüfung" er-
setzt. 

 
3. § 14 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

 a) In Satz 1 wird die Angabe "Reisekostenvergütung 
nach Reisekostenstufe I des Hessischen Reisekos-
tengesetzes" durch "Reisekostenerstattung nach 
dem Hessischen Reisekostengesetz vom 9. Oktober 
2009 (GVBl. I S. 397)" ersetzt. 

 b) In Satz 2 wird die Angabe "§ 9" durch "§ 7 Satz 
1" ersetzt. 

 c) In Satz 3 wird das Wort "Fahrkilometerentschädi-
gung" durch die Angabe "Wegstreckenentschädi-
gung nach § 6 Abs. 1 Satz 2 und Mitnahmeent-
schädigung nach § 6 Abs. 3 des Hessischen Reise-
kostengesetzes" ersetzt. 

 
4. In § 78a Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter "Staatsan-

waltschaft bei dem Oberlandesgericht" durch das Wort 
"Generalstaatsanwaltschaft" ersetzt. 

 
5. Die §§ 80 bis 82 und 84 werden aufgehoben. 
 
6. In § 95 wird die Angabe "2011" durch "2016" ersetzt. 
 
 

Artikel 44 
Änderung des Hessischen Ausführungsgesetzes zum  

Vormünder- und Betreuervergütungsgesetz 
 
Das Hessische Ausführungsgesetz zum Vormünder- und 
Betreuervergütungsgesetz vom 31. Oktober 2001 (GVBl. I 
S. 441), geändert durch Gesetz vom 14. Dezember 2006 
(GVBl. I S. 656), wird wie folgt geändert: 
 
1. In § 1 Abs. 1 werden nach der Angabe "(BGBl. I 

S. 1073)" ein Komma und die Angabe "geändert 
durch Gesetz vom 17. Dezember 2008 (BGBl. I 
S. 2586)," eingefügt. 

 
2. In § 2 Satz 2 wird die Angabe "2011" durch "2014" 

ersetzt. 
 
 

                                                  
3 Ändert GVBl. II 22-5 
4 Ändert GVBl. II 230-6 
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Artikel 55 
Änderung des Datenverarbeitungsverbundgesetzes 

 
Das Datenverarbeitungsverbundgesetz in der Fassung vom 
4. April 2007 (GVBl. I S. 258) wird wie folgt geändert: 
 
1. In § 1 Abs. 2 wird nach dem Wort "Datenschutzgeset-

zes" die Angabe "in der Fassung vom 7. Januar 1999 
(GVBl. I S. 98), geändert durch Gesetz vom 20. Mai 
2011 (GVBl. I S. 208)" eingefügt. 

 
2. § 2 wird wie folgt geändert: 

 a) In Abs. 1 Satz 2 wird nach dem Wort "Gemein-
schaftsarbeit" die Angabe "vom 16. Dezember 1969 
(GVBl. I S. 307), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
21. März 2005 (GVBl. I S. 229)," eingefügt. 

 b) Abs. 2 Satz 2 wird aufgehoben. 
 
3. In § 4 Satz 2 wird die Angabe "2011" durch "2016" 

ersetzt. 
 
 

Artikel 66 
Änderung des Gesetzes zur Bestimmung von  

Zuständigkeiten 
 
Das Gesetz zur Bestimmung von Zuständigkeiten vom 
3. April 1998 (GVBl. I S. 98), geändert durch Gesetz vom 
16. Oktober 2006 (GVBl. I S. 510), wird wie folgt geändert: 
 
1. In der Überschrift, § 1 Satz 2 und § 2 wird das Wort 

"Gemeinschaften" jeweils durch "Union" ersetzt. 
 
2. In § 3 Satz 2 wird die Angabe "2011" durch "2016" 

ersetzt. 
 

 
Artikel 77 

Änderung des Hessischen Gleichberechtigungsgesetzes 
 
Das Hessische Gleichberechtigungsgesetz in der Fassung 
vom 31. August 2007 (GVBl. I S. 586), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 8. März 2011 (GVBl. I S. 153), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

 a) In Abs. 4 Nr. 4 wird nach dem Wort "Personal-
vertretungsgesetzes" die Angabe "vom 24. März 
1988 (GVBl. I S. 103), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 10. Juni 2011 (GVBl. I S. 267)," einge-
fügt. 

 b) In Abs. 6 wird nach dem Wort "Landeshaushalts-
ordnung" die Angabe "in der Fassung vom 
15. März 1999 (GVBl. I S. 248), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 17. Dezember 2007 (GVBl. I 
S. 908)" eingefügt. 

 c) In Abs. 7 wird nach dem Wort "Richtergesetzes" 
die Angabe "in der Fassung vom 11. März 1991 
(GVBl. I S. 54), zuletzt geändert durch Gesetz 

                                                  
5 Ändert GVBl. II 300-32 
6 Ändert GVBl. II 300-33 
7 Ändert GVBl. II 320-134 
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vom [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle 
dieses Gesetzes]," eingefügt. 

 
2. § 3 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

 a) In Satz 1 werden die Wörter "Lohngruppe, Vergü-
tungsgruppe," gestrichen. 

 b) In Satz 4 werden nach dem Wort "Laufbahn" das 
Komma und die Wörter "jede Lohngruppe, jede 
Vergütungsgruppe" gestrichen. 

 
3. § 5 wird wie folgt geändert: 

 a) Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

  aa) In Nr. 1 werden nach dem Wort "Besol-
dungs-" das Komma und die Wörter "Ver-
gütungs-, Lohn-" gestrichen. 

  bb) In Nr. 2 werden die Wörter "Geschlecht, 
Besoldungs-, Vergütungs-, Lohn-" durch 
"Geschlecht sowie Besoldungs-" ersetzt. 

 b) Abs. 7 wird wie folgt geändert: 

  aa) In Satz 1 wird die Angabe "§ 57a in Ver-
bindung mit § 57b Abs. 2 Nr. 1 oder 3 des 
Hochschulrahmengesetzes" durch "§ 65 
Abs. 2 des Hessischen Hochschulgesetzes 
vom 14. Dezember 2009 (GVBl. I S. 666), 
geändert durch Gesetz vom 21. Dezember 
2010 (GVBl. I S. 617)," ersetzt. 

  bb) In Satz 2 wird die Angabe "§ 48 des Hoch-
schulrahmengesetzes" durch "§ 64 Abs. 4 
und 5 des Hessischen Hochschulgesetzes" 
ersetzt. 

 c) In Abs. 11 Satz 2 wird die Angabe "zum 30. Juni 
2009 und danach" gestrichen. 

 
4. In § 6 Abs. 7 wird das Wort "drei" durch "fünf" er-

setzt und nach dem Wort "Jahre" werden das Komma 
und die Angabe "spätestens jedoch zum 30. Juni 
2010," gestrichen. 

 
5. In § 13 Abs. 3 wird die Angabe "und § 6 der Mutter-

schutzverordnung" durch "in der Fassung vom 20. 
Juni 2002 (BGBl. I S. 2318), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 17. März 2009 (BGBl. I S. 550), und § 3 
der Hessischen Mutterschutzverordnung vom 19. De-
zember 1991 (GVBl. 1992 I S. 1), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 5. März 2009 (GVBl. I S. 95)," er-
setzt. 

 
6. § 14 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

 a) In Satz 1 und 2 wird das Wort "fünfzig" jeweils 
durch die Angabe "50" ersetzt. 

 b) In Satz 3 wird nach dem Wort "Gemeindeord-
nung" die Angabe "in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 7. März 2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 24. März 2010 
(GVBl. I S. 119)," und nach dem Wort "Land-
kreisordnung" die Angabe "in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 7. März 2005 (GVBl. I 
S. 183), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. 
März 2010 (GVBl. I S. 119)," eingefügt. 
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7. In § 16 Abs. 1 Satz 1 wird nach der Angabe "(BGBl. I 

S. 1897)" die Angabe "zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 5. Februar 2009 (BGBl. I S. 160)," eingefügt. 

 
8. In § 18 Abs. 3 Satz 3 wird nach dem Wort "Kündi-

gungsschutzgesetzes" die Angabe "in der Fassung 
vom 25. August 1969 (BGBl. I S. 1317), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 26. März 2008 (BGBl. I 
S. 444)," eingefügt. 

 
9. In § 23 Satz 2 wird die Angabe "2011" durch "2013" 

ersetzt. 
 
 

Artikel 88 
Änderung des Hessischen  

Wahlbeamten-Aufwandsentschädigungsgesetzes 
 
Das Hessische Wahlbeamten-Aufwandsentschädigungsgesetz 
in der Fassung vom 6. Februar 1990 (GVBl. I S. 31), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 8. März 2011 (GVBl. I S. 153), 
wird wie folgt geändert: 
 
1. In § 5 Abs. 3 Satz 2 wird das Wort "gemäß" durch 

"nach" ersetzt und nach dem Wort "Gemeindeord-
nung" die Angabe "in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 7. März 2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 24. März 2010 (GVBl. I 
S. 119)," eingefügt. 

 
2. In § 8 wird die Angabe "2011" durch "2016" ersetzt. 
 
 

Artikel 99 
Änderung des Hessischen Disziplinargesetzes 

 
In § 92 Satz 3 des Hessischen Disziplinargesetzes vom 
21. Juli 2006 (GVBl. I S. 394), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 26. März 2010 (GVBl. I S. 114) und Gesetz vom 
2. Februar 2010 (GVBl. I S. 11), wird die Angabe "2011" 
durch "2016" ersetzt. 
 
 

Artikel 1010 
Änderung des Beteiligungsgesetzes 

 
In § 7 des Beteiligungsgesetzes vom 23. Dezember 1999 
(GVBl. 2000 I S. 2, 5), geändert durch Gesetz vom 31. Ja-
nuar 2005 (GVBl. I S. 54), wird die Angabe "am 31. De-
zember 2011" durch "mit Ablauf des 31. Dezember 2016" 
ersetzt. 
 
 

Artikel 1111 

Änderung des Hessischen Gesetzes zur Ausführung  
des Transplantationsgesetzes 

 
Das Hessische Gesetz zur Ausführung des Transplantations-
gesetzes vom 29. November 2000 (GVBl. I S. 514), geändert 
durch Gesetz vom 14. Dezember 2006 (GVBl. I S. 711), 
wird wie folgt geändert: 
 

                                                  
 8 Ändert GVBl. II 321-29 
 9 Ändert GVBl. II 325-30 
10 Ändert GVBl. II 330-43 
11 Ändert GVBl. II 350-87 
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1. § 1 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

 a) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

  "Zuständige Stellen für die Aufklärung der Bevöl-
kerung über die Möglichkeiten der Organ- und 
Gewebespende, die Voraussetzungen der Organ- 
und Gewebeentnahme und die Bedeutung der Or-
gan- und Gewebeübertragung nach § 2 Abs. 1 Satz 
1 des Transplantationsgesetzes in der Fassung vom 
4. September 2007 (BGBl. I S. 2206), geändert 
durch Gesetz vom 17. Juli 2009 (BGBl. I S. 1990), 
und für die Bereithaltung von Organ- und Gewebe-
spendeausweisen zusammen mit geeigneten Auf-
klärungsunterlagen nach § 2 Abs. 1 Satz 2 des 
Transplantationsgesetzes sind 

  1. die Gesundheitsämter, 

  2. die Landesärztekammer Hessen, 

  3. die Kassenärztliche Vereinigung Hessen, 

  4. die Landesapothekerkammer Hessen und 

  5. das für die öffentliche Gesundheitsvor- und 
-fürsorge zuständige Ministerium." 

 b) In Satz 2 wird das Wort "Organspende" durch die 
Wörter "Organ- und Gewebespende" ersetzt. 

 
2. § 4 wird wie folgt geändert: 

 a) Abs. 3 wird wie folgt gefasst: 

  "(3) Die Transplantationsbeauftragten sind An-
sprechpartnerinnen und Ansprechpartner für das 
medizinische Personal in allen Belangen der Or-
ganspende. Zu den Aufgaben der Transplantati-
onsbeauftragten gehören 

  1. die Erarbeitung von schriftlichen Hand-
lungsanweisungen für das Personal der In-
tensivstationen, insbesondere über 

   a) die Veranlassung der zur Feststellung 
des Hirntods erforderlichen Untersu-
chungen bei Patienten mit einem 
Krankheitsverlauf, bei dem der Hirn-
tod vor dem Stillstand von Herz und 
Kreislauf eintritt, 

   b) die Durchführung der zur Verwirkli-
chung einer Organ- oder Gewebeent-
nahme erforderlichen intensivmedizi-
nischen Maßnahmen, 

   c) die Verständigung der für Hessen 
zuständigen Koordinierungsstelle der 
Deutschen Stiftung Organtransplantati-
on spätestens nach der erstmalig er-
folgten Feststellung des endgültigen, 
nicht behebbaren Ausfalls der Gesamt-
funktion des Großhirns, des Kleinhirns 
und des Hirnstamms, 

   d) die Klärung, ob eine Zustimmung oder 
ein Widerspruch der Patientin oder des 
Patienten zur Organ- oder Gewebe-
spende vorliegt, und im Fall des 
Nichtvorliegens unter Beteiligung ei-
ner Koordinatorin oder eines Koordi-
nators der Deutschen Stiftung Organ-
transplantation die Einholung der Ein-
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willigung der Angehörigen zur Organ- 
oder Gewebeentnahme, 

  2.    die Dokumentation von Todesfällen auf der 
Intensivstation bei primärer und sekundärer 
Hirnschädigung." 

 b) Als neuer Abs. 4 wird eingefügt: 

  "(4) Bei der Erarbeitung der Handlungsanweisungen 
nach Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 werden die Transplantati-
onsbeauftragten von den Koordinatorinnen und Ko-
ordinatoren der Deutschen Stiftung Organtransplan-
tation unterstützt; die ärztliche Leitung des Kran-
kenhauses erklärt die Handlungsanweisungen nach 
Beteiligung der ärztlichen Leitung der Intensivstati-
on für verbindlich. Für die Dokumentation von To-
desfällen nach Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 stellen die Trans-
plantationsbeauftragten der Deutschen Stiftung Or-
gantransplantation Region Mitte monatlich Erhe-
bungsbögen in anonymisierter Form zur Analyse 
und retrograden Erfassung von Patientinnen und Pa-
tienten zur Verfügung, bei denen eine Organspende 
in Betracht kommt. Die Ergebnisse der Erhebung 
sind der ärztlichen Leitung des Krankenhauses mit-
zuteilen. Im Falle des Todes bei primärer oder se-
kundärer Hirnschädigung vor Eintritt des Herz- und 
Kreislaufversagens sollen insbesondere die Gründe 
für eine nicht erfolgte Hirntoddiagnostik, eine nicht 
erfolgte Meldung an die Koordinierungsstelle und 
andere der Organentnahme entgegenstehenden 
Gründe erfasst werden. Die Deutsche Stiftung Or-
gantransplantation berichtet jährlich dem für die öf-
fentliche Gesundheitsvor- und -fürsorge zuständigen 
Ministerium über die Beteiligung der Krankenhäuser 
und die Ergebnisse dieser Erhebung." 

 c) Die bisherigen Abs. 4 bis 6 werden Abs. 5 bis 7. 
 
3. In § 5 Satz 2 wird die Angabe "2011" durch "2016" 

ersetzt. 
 
 

Artikel 1212 
Änderung des Hessischen Krebsregistergesetzes 

 
In § 16 Satz 2 des Hessischen Krebsregistergesetzes vom 
17. Dezember 2001 (GVBl. I S. 582), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 26. März 2010 (GVBl. I S. 114), wird die An-
gabe "2011" durch "2016" ersetzt. 
 
 

Artikel 1313 
Änderung des Hessischen Ladenöffnungsgesetzes 

 
Das Hessische Ladenöffnungsgesetz vom 23. November 
2006 (GVBl. I S. 606), zuletzt geändert durch Gesetz vom 2. 
Februar 2010 (GVBl. I S. 10) und Gesetz vom 15. Dezember 
2009 (GVBl. I S. 716), wird wie folgt geändert: 
 
1. In § 2 Abs. 1 Nr. 3 werden nach den Wörtern "Le-

bens- und Genussmittel" die Wörter "in kleinen Men-
gen" eingefügt. 

 

                                                  
12 Ändert GVBl. II 351-65 
13 Ändert GVBl. II 513-13 
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2. In § 9 Abs. 3 Satz 1 wird die Angabe "14. August 

2006 (BGBl. I S. 1962)" durch "15. Juli 2009 
(BGBl. I S. 1939)" ersetzt. 

 

3. § 11 wird wie folgt geändert: 

 a) In Abs. 2 wird die Angabe "2 500" durch "5 000" 
und die Angabe "500" durch "1 000" ersetzt. 

 b) In Abs. 3 wird die Angabe "7 500 und mehr" 
durch "mehr als 7 500" ersetzt. 

 
4. In § 12 wird die Angabe "(BGBl. I S. 745), geändert 

durch Gesetz vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1954)" 
durch "(BGBl. I S. 744), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2407)" 
und die Angabe "vom 21. Dezember 1957 (BGBl. I 
S. 1881)" durch "in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 8050-20-2, veröffentlichten be-
reinigten Fassung, geändert durch Gesetz vom 30. Juli 
1996 (BGBl. I S. 1186)" ersetzt. 

 
5. § 13 wird aufgehoben. 
 
6. Der bisherige § 14 wird § 13 und in Satz 2 wird die 

Angabe "2011" durch "2016" ersetzt. 
 
 

Artikel 1414 
Änderung des Gesetzes über den  

öffentlichen Personennahverkehr in Hessen 
 
Das Gesetz über den öffentlichen Personennahverkehr in 
Hessen vom 1. Dezember 2005 (GVBl. I S. 786), geändert 
durch Gesetz vom 14. Dezember 2009 (GVBl. I S. 658), 
wird wie folgt geändert: 
 
1. § 2 wird wie folgt geändert: 

 a) In Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 wird die Angabe "1691" 
durch "1690" und die Angabe "29. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2258)" durch "5. April 2011 (BGBl. I 
S. 554)" ersetzt. 

 b) Abs. 7 Nr. 2 wird wie folgt geändert: 

  aa) In Buchst. b Doppelbuchst. bb wird die 
Angabe "6. Juni 1983 (BGBl. I S. 646, 
1680), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
20. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2846)," 
durch "7. Dezember 2010 (BGBl. I 
S. 1952)" ersetzt. 

  bb)  In Buchst. d Doppelbuchst. bb wird die 
Angabe "3075" durch "3074" ersetzt. 

 

2. Dem § 6 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt: 

 "Die zuständige Behörde ist insbesondere befugt, nach 
Maßgabe der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 aus-
schließliche Rechte und Ausgleichsleistungen für ge-
meinwirtschaftliche Verpflichtungen im Rahmen öf-
fentlicher Dienstleistungsaufträge zu vergeben und all-
gemeine Vorschriften zu erlassen." 

 
3. § 11 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
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 a) In Satz 2 wird die Angabe "§§ 9 und 10" durch 

"den §§ 9 und 10 und aus allgemeinen Vorschrif-
ten nach § 6 Abs. 3 Satz 3" ersetzt. 

 b) In Satz 3 wird die Angabe "18. Juni 2009 (GVBl. I 
S. 226)" durch "8. März 2011 (GVBl. I S. 162)" 
ersetzt. 

 
4. In § 12 Abs. 2 Satz 2 wird die Angabe "Abs. 1 Satz 2 

Nr. 4" durch "Satz 2 Nr. 4 und § 6 Abs. 3 Satz 3" er-
setzt. 

 
5. In § 16 Satz 2 wird die Angabe "2011" durch "2012" 

ersetzt. 
 
 

Artikel 1515 
Änderung des Gesetzes über die Entrichtung rückständi-

ger Kosten und Säumniszuschläge bei der  
Kraftfahrzeugzulassung 

 
In § 5 Satz 2 des Gesetzes über die Entrichtung rückständiger 
Kosten und Säumniszuschläge bei der Kraftfahrzeugzulas-
sung vom 25. September 2006 (GVBl. I S. 490) wird die 
Angabe "2011" durch "2016" ersetzt. 
 
 

Artikel 1616 
Änderung des Gesetzes über die Studentenwerke  

bei den Hochschulen des Landes Hessen 
 
Das Gesetz über die Studentenwerke bei den Hochschulen 
des Landes Hessen vom 26. Juni 2006 (GVBl. I S. 345) wird 
wie folgt geändert: 
 
1. § 2 wird wie folgt geändert: 

 a) Die Absatzbezeichnung "(1)" wird gestrichen. 

 b) In Nr. 1 wird das Wort "Fachhochschule" durch 
"Hochschule" ersetzt. 

 c) In Nr. 2 werden die Wörter "Fachhochschule 
Wiesbaden" durch "Hochschule RheinMain" er-
setzt. 

 d) In Nr. 4 werden die Wörter "Fachhochschule Gie-
ßen-Friedberg" durch "Technische Hochschule 
Mittelhessen" und die Wörter "Fachhochschule 
Fulda" durch "Hochschule Fulda" ersetzt. 

 
2. § 3 Abs. 3 wird wie folgt gefasst: 

 "(3) Den Studentenwerken obliegt die Durchführung 
des Bundesausbildungsförderungsgesetzes in der Fas-
sung vom 7. Dezember 2010 (BGBl. I S. 1952) im 
Hochschulbereich und des Aufstiegsfortbildungsförde-
rungsgesetzes in der Fassung vom 18. Juni 2009 
(BGBI. I S. 1322, 1794), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 24. Oktober 2010 (BGBI. I S. 1422)." 

 

3. § 5 wird wie folgt geändert: 

 a) In Abs. 2 wird jeweils das Wort "Fachhochschule" 
durch "Hochschule" ersetzt. 

 b) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 
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  aa) In Nr. 1 werden die Wörter "Fachhoch-

schule Wiesbaden" durch "Hochschule 
RheinMain" ersetzt. 

  bb) In Nr. 4 werden die Wörter "Fachhoch-
schule Wiesbaden" durch "Hochschule 
RheinMain" und die Wörter "anderen 
Fachhochschule" durch "anderen Hochschu-
le" ersetzt. 

 c) In Abs. 4 werden jeweils die Wörter "Fachhoch-
schulen Fulda und Gießen-Friedberg" durch 
"Hochschule Fulda und der Technischen Hoch-
schule Mittelhessen" ersetzt. 

 
4. In § 8 Abs. 3 Satz 2 wird das Wort "Haushaltsgrund-

sätzegesetz" durch die Angabe "des Haushaltsgrund-
sätzegesetzes vom 19. August 1969 (BGBl. I 
S. 1273), zuletzt geändert durch Gesetz vom 27. Mai 
2010 (BGBl. I S. 671)" ersetzt. 

 
5. In § 9 Abs. 2 werden Satz 2 bis 6 durch folgende 

Sätze ersetzt: 

 "Die Beiträge werden aufgrund einer Beitragsordnung 
erhoben, die der Verwaltungsrat auf Vorschlag der Ge-
schäftsführung beschließt. Die Beitragsordnung wird 
der Aufsichtsbehörde nach § 10 Abs. 1 übersandt und 
tritt einen Monat nach Zugang in Kraft, sofern die Auf-
sichtsbehörde nicht widerspricht. Diese kann wider-
sprechen, wenn die beschlossene Höhe der Beiträge un-
ter Berücksichtigung sonstiger Zuwendungen für die Er-
füllung der Aufgaben nicht ausreicht oder nicht erfor-
derlich ist; in diesem Fall kann die Aufsichtsbehörde die 
Festsetzung des angemessenen Beitrags verlangen. 
Wird ein solcher durch den Verwaltungsrat nicht festge-
setzt, kann die Aufsichtsbehörde den Beitrag durch Bei-
tragsordnung festsetzen. Sofern die Aufsichtsbehörde 
keinen Widerspruch beabsichtigt, kann sie die Frist zum 
Inkrafttreten nach Satz 3 durch schriftliche Zustimmung 
zur Beitragsordnung verkürzen. Die in Kraft getretene 
Beitragsordnung ist von der Aufsichtsbehörde im Staats-
anzeiger zu veröffentlichen." 

 
6. § 11 wird aufgehoben. 
 
7. Der bisherige § 12 wird § 11 und wie folgt gefasst: 

 "§ 11 
 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. Es tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2016 au-
ßer Kraft." 

 
 

Artikel 1717 
Änderung des Ersatzschulfinanzierungsgesetzes 

 
Das Ersatzschulfinanzierungsgesetz vom 6. Dezember 1972 
(GVBl. I S. 389, 1973 I S. 90), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 14. Dezember 2006 (GVBl. I S. 658), wird wie 
folgt geändert: 
 
1. In § 1 Abs. 1 Nr. 2 wird die Angabe "3869" durch 

"3866" und die Angabe "5. September 2006 (BGBl. I 
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S. 2098)" durch "28. April 2011 (BGBl. I S. 676)" 
ersetzt. 

 
2. In § 8 Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter "Hessischen 

Schulgesetzes" durch die Angabe "Schulgesetzes in 
der Fassung vom 14. Juni 2005 (GVBl. I S. 441), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 8. Juni 2011 
(GVBl. I S. 314)," ersetzt. 

 
3. In § 16 wird die die Angabe "2011" durch "2016" 

ersetzt. 
 
 

Artikel 1818 
Änderung des Hessischen Ausführungsgesetzes  

zum Berufsbildungsgesetz 
 
Das Hessische Ausführungsgesetz zum Berufsbildungsgesetz 
vom 18. Dezember 2006 (GVBl. I S. 690) wird wie folgt 
geändert: 
 
1. In § 1 wird die Angabe "Verordnung vom 31. Okto-

ber 2006 (BGBl. I S. 2407)" durch "Gesetz vom 5. 
Februar 2009 (BGBl. I S. 160)" ersetzt. 

 
2. § 2 wird aufgehoben. 
 
3. Der bisherige § 3 wird § 2 und wie folgt gefasst: 

 "§ 2 

 Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. Es tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2016 au-
ßer Kraft." 

 
 

Artikel 1919 
Änderung des Hessischen Umweltinformationsgesetzes 

 
Das Hessische Umweltinformationsgesetz vom 14. Dezember 
2006 (GVBl. I S. 659) wird wie folgt geändert: 
 
1. In § 10 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 wird die Angabe "in der 

Fassung vom 25. Juni 2005 (BGBl. I S. 1758, 2797), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 31. Oktober 
2006 (BGBl. I S. 2407)" durch "in der Fassung vom 
24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 18. Mai 2011 (BGBl. I 
S. 892)" ersetzt. 

 
2. § 11 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

 a) In Satz 1 wird die Angabe "geändert durch Gesetz 
vom 21. März 2005 (GVBl. I S. 229)" durch "zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 9. Juli 2009 
(GVBl. I S. 253)" ersetzt. 

 b) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

  "Von § 9 des Hessischen Verwaltungskostengeset-
zes gilt nur Abs. 1 Satz 1 Nr. 6, insoweit mit der 
Maßgabe, dass Auslagen für Ausfertigungen, Ab-
schriften und Kopien 0,10 Euro je Seite nicht  
überschreiten dürfen, und Abs. 5." 

 
3. In § 12 wird die Angabe "2011" durch "2016" ersetzt. 
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Artikel 20 
Inkrafttreten 

 
Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 
 
 


